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VERBOTEN

Guten Tag,
meine Damen und Herren,

Aktivisten zur Bundestagswahl:
Lesen Sie nun einen Wahlwer-
bespot von Koz aus dem Internet.
FürdenInhaltderSpotssindallein
die Aktivisten verantwortlich:
Im Endeffekt ist es egal, was das
Volk meint. Die Politik so: Hartz
4, und alle so: Yeahh! Die Politik
so: Afghanistaneinsatz, und al-
le so: Yeahh! Die Politik so: Ban-
kenrettung, und alle so: Yeahh!
Die Politik so: Krankenkassen-
beiträge erhöhen, und alle so:
Yeahh! Die Politik so: Lissabon-
Vertrag, und alle so: Yeahh! Uns
hat auch keiner zugehört, als
wir versucht haben, auf den Un-
fug mit dem Zugangserschwe-
rungsgesetz hinzuweisen. Alle,
die sich mit der Materie ausken-
nen, so: Das bringt nix,

und die Politik so: Yeahh!

ein, es ist noch nichts ausgemacht.
Weder dass es wieder eine große
Koalition gibt noch dass es seit

1998 zum ersten Mal wieder für eine kon-
servativ-liberale Regierung reicht.

Was wir aber wissen: Der Staat wird in
den kommenden vier Jahren 320 Milliar-
den weniger Steuern einnehmen. Das ist
die knallharte Realität, mit der jede künf-
tige Regierung konfrontiert sein wird.
Man kann sie weder wegmoderieren
noch totignorieren noch wegträumen.

Entsprechend gilt: Der Handlungs-
spielraum der Regierung, die am morgi-
gen Sonntag gewählt wird, wird aus ge-
naudiesemGrundmassiveingeschränkt
sein. Grundlegend falsch aber ist es, zu

N
behaupten, es wäre deshalb egal, in wel-
cher Konstellation die Parteien in den
kommenden vier Jahren mit diesem
Staatsdefizit umgehen werden.

Bundeskanzlerin Angela Merkel ist es
gelungen, auch beim Thema Steuerpoli-
tiksovielNebelzuverbreiten,dassbeiihr
kein wirklicher Kurs zu erkennen ist. An-
ders verhält es sich beim Juniorpartner
einer konservativ-liberalen Regierung.
Die FDP kann hier von ihrem Wahl-

KOMMENTAR VON INES POHL

Sie haben die Wahl
kampfversprechen, Steuern zu senken,
fast nicht mehr zurück.

Diese Wahl ist sehr wohl eine Rich-
tungswahl, weil durch sie entschieden
wird, welchen weiteren Weg unsere Ge-
sellschaft einschlägt. Bei den explodie-
renden Staatsschulden ist eines ganz
klar:EineSteuersenkungkannnurzulas-
ten der Sozialleistungen des Staates er-
folgen. Die Transferleistungen werden
dadurch unter noch größeren Druck ge-
raten und ihre Kosten in die Versicher-
tengemeinschaft verschoben. Im öffent-
lichen Dienst werden die Löhne nicht
mehrangehoben,undderStaatwirdver-
suchen, weitere seiner Aufgaben outzu-
sourcen.

Mit Schwarz-Gelb wird die
Kluft zwischen Arm und
Reich deutlich größer
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Zwar mag es theoretisch spannende
und vielleicht sogar richtige Überlegun-
gen geben, warum die SPD nur dann eine
Chance hat, sich wieder zu berappeln,
wenn sie in die Opposition geht. Demo-
kratietheoretisch ist es auch bedenklich,
wenn es viele Jahre hintereinander eine
große Koalition gibt. Dadurch kann das
demokratische Gleichgewicht aus dem
Lot geraten, weil es eben keine wirkliche
Opposition gibt. Das mag in der Theorie
alles richtig sein. Praktisch aber ist klar:
Mit Schwarz-Gelb wird die Unterschicht
in Deutschland massiv wachsen, die
Kluft zwischen Arm und Reich größer
werden. Der Wahlkampf mag langweilig
gewesen sein. Diese Wahl ist es nicht.

G20kündigen
Regeln für
Manager an

PITTSBURGH dpa/taz | Beim
Weltfinanzgipfel der 20 füh-
renden Industriestaaten und
Schwellenländer zeichneten sich
am Freitagnachmittag erste Er-
gebnisse ab. Die Regierungschefs
würden sich grundsätzlich auf
eine Begrenzung der Boni für
Bankmanager einigen, hieß es
aus Regierungskreisen. Dem-
nach sollte am Abend beschlos-
sen werden, dass jedes Land bis
Ende des Jahres eigene Regeln
für die Entlohnung der Banker
aufstellen soll, deren Einhaltung
anschließend von einem inter-
nationalen Gremium überwacht
wird. Laut dem Entwurf für das
Schlussdokument sollen auch
strengere Eigenkapitalvorschrif-
ten für Banken formuliert und
bis Ende 2012 eingeführt werden.
Die Institute müssten dann, ab-
hängig von Größe und Risiken,
mehr eigenes Geld vorhalten.
Die Regierungschefs verständig-
ten sich zudem darauf, dass die
G20 die G8 als maßgebliches
Gremium für globale Wirt-
schaftsfragen ablösen sollen.
ä Wirtschaft + Umwelt SEITE 7
ä Meinung + Diskussion SEITE 10

FINANZGIPFEL Begrenzung
der Boni in Aussicht
gestellt. G20 lösen G8 ab

GEW: Mehr Geld

für alle Lehrer
BERLIN ap | Kurz vor dem Auftakt
der Tarifverhandlungen hat die
Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) für die rund
323.000 angestellten Lehrer an
Schulen und Hochschulen eine
einheitliche und deutlich besse-
re Bezahlung gefordert. Nur so
könne dem drohenden Lehrer-
mangel entgegengesteuert wer-
den, sagte GEW-Chef Ulrich Thö-
ne am Freitag. Die GEW schließt
auch Streiks nicht aus.
ä Inland SEITE 6
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JOCHEN DISTELMEYER

„Es liegt etwas

in der Luft“
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NOLTE Weniger Staat,
mehr Demokratie: Der
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Bürgergesellschaft
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